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Verhandlung zugleich von Amtswegen über die Entſtehungs⸗urſache des Feuers , deſſen Ausbreitung und LöſchungpolizeilicheUnterſuchung zu pflegen , und die geſchloſſenen Acten dem Ver⸗waltungsrath der Feuerverſicherungsanſtalt einzuſenden , es ſeydenn , daß ſich der Verdacht einer abſichtlichen Brandſtiftunggegen beſtimmte Perſonen herausſtellt, welchen Falls die gericht⸗liche Unterſuchung vorerſt einzuleiten iſt .
§. 45 .

Wenn der Verwaltungsrath gegen das Ergebniß der Ab —ſchätzung und die Leitung der polizeilichen Unterſuchungnichts zu erinnern findet ;ſo übergibt er die Akten der Kreis⸗
regierung . Dieſe beſtimmt, vorbehaltlich des Rekurſes an UnſerMiniſterium des Innern , über die Größe der Brandentſchädi⸗gung , und zwar , inſoweit die Entſtehung des Feuers auf einemVerbrechen des Beſchädigten beruht ( 8 . ) , mit Beachtungdes ergangenen richterlichen Straferkenntniſſes.

Richterliches Verfahren und Erkenntniß über die Größe derBrandentſchädigung findet gegenüber der Anſtalt nicht Statt .

§. 46 .

Wenn das Feuer durch dritte Perſonen abſichtlich veranlaßtworden iſt , ſo bleibt der Feuerverſicherungsanſtalt nach voraus⸗
gegangener Entſchädigungsleiſtungvon ihrer Seite, der Regreßgegen jene vorbehalten ebenſo , wenn bei dem Löſchen abſichtlichwiderrechtliche Zerſtörungen oder Beſchädigungen Statt gefun⸗den haben . MERA:

§. 47 .

Die Koſten der polizeilichen Unterſuchung der Brandfälleträgt die Staatskaſſe . i
Die Koſten der Abſchätzung des Feuerſchadens trägt die

Feuerverſicherungsanſtalt, beziehungsweiſe bei eintretender Tar⸗reviſion der unterliegende Theil .

IV .
Von der Aus zahlung unb, Verwendung der Ent⸗

ſchädigungsgelder .
§. 48 .

Die Auszahlung der Brandentſchädigungsgelder erfolgt inder Regel in zwei gleichen Theilen , zur einen Hälfte , wenn derBeſchädigte durch Zeugniß des Gemeinderaths nachgewieſen
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gs⸗

ie fortgeſchritten iſt , die andere Hälfte nach Vollendung des Bau⸗

zer - weſens . Beträgt die Entſchädigung unter fünfzig Gulden , ſo

fy wird ſie alsbald nach erfolgter Feſtſetzung ihres Betrags in un⸗

ung getrennter Summe geleiſtet . a ; ;

cht⸗ Der Verwaltungsrath der Anſtalt iſt ermächtigt , in einzelnen
Fällen , bei hinreichender Sicherſtellung für die ordnungsmäßige
Verwendung der Entſchädigungsgelder , die Vorausbezahlung

in angemeſſenen Abtheilungen zu geſtatten .
Ab⸗

ng
§. 49 .

is⸗ Zur pünktlichen Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten in den

ſer bezeichneten Friſten iſt die Feuerverſicherungsanſtalt ermächtigt,
di⸗QAin Ermanglung von Kaffenvorráthen aug vergangenen Jahren

em zinsbare Darlehen aufzunehmen , jedoch in keinem Falle auf

ng länger alg ein Jahr ,

k
§. 50 .

Die Entſchädigungsgelder ſind vollſtändig zur Wiederher⸗

ſtellung der durch Feuer oder durch Feuerlöſchungsmaßregeln
zerſtörten oder beſchädigten Gebäude zu verwenden .

ßt Die Gemeinderäthe haben über den Vollzug dieſer Beſtim⸗

8⸗ mung zu wachen .

eß In dringenden Fällen kann jedoch den Beſchädigten von

ch Unſerm Miniſterium des Innern , mit Berückſichtigung der auf

i⸗ dem Brandentſchädigungskapital haftenden Vorzugs⸗ und Un⸗
terpfandsrechte , Nachſicht ertheilt werden .

§. 51 .

fe Das nete Gebäude ift in der Regel auf- dent Plage oder

5 Hofraume , worauf das durch Feuer oder Feuerlöſchmaßregeln .
e zerſtörte Gebäude geſtanden , zu erbauen .

F
§. 52 .

Eine Verlegung des Bauplatzes auf eine oder mehrere
andere Stellen fann auf Anſuchen des Eigenthümers innerhalb
des nämlichen Amtsbezirks von dem Bezirksamte , inuerhalb des

Kreisbezirks von der Kreisregierung , und außerhalb des Kreis⸗

bezirks von Unſerm Miniſterium des Innern geſtattet werden .

§. 53 .

Die Verlegung kann gleichfalls ſtattfinden , wenndieſelbe
in Folge einer , aus Gründen des öffentlichen Nutzens und in
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hat , daß die Wiederherſtellung ungefähr bis zu dieſem Betrag
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den Formen des Geſetzes über Zwangsabtretungen vom 28 .

Auguſt 1835 , erlaſſenen Verfügung der Staatsbehörde uͤber

die gänzliche oder theilweiſe Abtretung der frühern Bauſtelle ,
erforderlich wird . j

§. 54 .

Die Verfuͤgung der Staatsbehörde , welche in den Fällen
der § 8 . 52 und 53 die Verlegung der Bauſtelle genehmigt -
oder anordnet , iſt dem Eigenthümer und den auf dem früheren
Gebäude eingetragenen Vorzugs - oder Unterpfandsgläubigern ,
unter beſtimmter Bezeichnung der neuen Bauſtelle , gegen Be⸗
ſcheinigung zu eröffnen.

$. 55 .
Die auf dem abgebrannten Gebäude haftenden Vorzugs —

und Unterpfandsrechte beſtehen in dem Falle des §. 51 auf dem

neu errichteten Gebäude fort .

§. 56 .

In den Fällen der §§ . 52 und 33 bleiben die Vorzugs⸗
oder Unterpfandsrechte auf der früheren Bauſtelle haften , und

gehen zugleich kraft Geſetzes in ihrem bisherigen Umfange und

Rang auf das neue Gebäude über , in der Art , daß die von der

früheren auf die neue Bauſtelle übertragenen Vorzugs - und Un⸗

terpfands⸗Rechte , den Gläubigern der neuen Bauſtelle gegen —
über , auf die durch Sachverſtändige zu ermittelnde Summe

beſchränkt bleiben , um welche das Grundſtück zur Zeit der Ver⸗
äußerung durch das darauf errichtete Uebergebäude an Werth
zugenommen hat .

Die Vorzugs⸗ oder Unterpfandsgläubiger , inſofern ſie nicht
von aller Eintragung befreit ſind , ſind gleichwohl verbunden ,
die Urkunden , auf welche ſich ihr von der früheren Bauſtelle
herkommendes Vorzugs⸗ - oder Unterpfandsrecht gründet , auch
auf die neue Bauſtelle in das betreffende Grund⸗ , beziehungs⸗
weiſe Unterpfandsbuch eintragen zu laſſen , um ſolches gegen
Dritte wirkſam zu machen .

Zur Bewirkung dieſes Eintrags läuft ihnen eine Friſt von
drei Monaten , vom Tage der Cröffnung der die Verlegung
genehmigenden oder anordnenden Verfügung der Staatsbehörde
( § . 54 ) an gerechnet , binnen welcher zu ihrem Nachtheil kein
Dritter ein Unterpfand auf die neue Bauſtelle erwerben kann .

Laſſen ſie aber die Eintragung auf die neue Bauſtelle erſt
nach Verfluß von drei Monaten vollziehen , ſo wird ihr Vorzugs⸗
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oder Unterpfandsrecht nur vom Tage des Eintrags gegen Dritte

wirkſam.
Ee 6 . 57 .

Die Brandentſchädigungs -Forderung fann gang oder theil -
weiſe an diejenigen abgetreten werden , von denen der Forde⸗
rungsberechtigte auf Credit Baumaterialien und Bauarbeiten

zur Wiederherſtellung ſeines abgebrannten oder beſchädigten
Gebäudes , oder zu gleichen Zwecken baare Vorſchüſſe erhalten

hat . Dieſe Abtretung iſt jedoch nur gültig , wenn ſie vor dem

Bürgermeiſter des Cedenten erklärt , unter deſſen Beglaubigung
niedergeſchrieben und der Brandverſicherungskaſſe ,durch Mit⸗

theilung dieſes Akts verkündet worden ift ; und wird erſt wirk⸗

ſam , wenn die Bedingungen , unter welchen der Eigenthümer
die Zahlung der Brandentſchädigungsſumme erlangen kann

wirklich erfüllt worden ſind .

§. 58 .

Die Brandentſchädigungs - Forderungen an ſich können von

dritten Perſonen weder mit Arreſt belegt , noch als Gegenſtand
der Hilfsvollſtreckung behandelt werden . Sie können aber mit
der Bauſtelle als ein auf dieſelbe radicirtes und den Werth des

zerſtörten Gebäudes vertretendes Recht unter der Bedingung
des Wiederaufbaues in freier , vor dem Gemeinderath protokollir⸗
ter Uebereinkunft veräußert , oder im Wegeder Hilfsvollſtreckung
verſteigert werden . Der Erwerber oder Steigerer erhält in

ſolchem Falle die Gelder in dem Maaße ausbezahlt , wie ſolche
der vorige Eigenthümer erhalten haben würde .

Im Falle der § § . 6. und 13 . fällt der Uebererlös , nach Be⸗
friedigung der Inhaber von Vorzugs - und Unterpfandsrechten
an dem brandbeſchädigten Gebäude der Feuerverſicherungsanſtalt
anheim.

§. 59 .

Wenn der Wiederaufbau binnen zehn Jahren , vom Tage
der Brandbeſchädigung gerechnet , gar nicht erfolgt , ſo geht der

Anſpruch auf Entſchädigung aus der Feuerverſicherungsanſtalt
nach Ablauf dieſer zehn Jahre ganz , oder wenn der Wiederauf⸗
bau nur zum Theil in dieſem Zeitraum erfolgt iſt , im Werth⸗
betrag des nicht verwendeten Theilsverloren. Eine Erſtreckung
dieſer Friſt kann nur von Unſerm Miniſterium des Innern auf
Anſuchen der Baupflichtigen aus beſonders wichtigen Gründen
bewilligt werden .
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